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vielen Dank für Ihre Anfrage. Mi lerweile düren die nach dem Informaonsfreiheitsgesetz übersandten Unterlagen bei
Ihnen eingegangen sein. Sie hatten zudem um die Beantwortung einiger Fragen gebeten. Die von Ihnen abgefragten 
Rechtsnormen sind im Internet oder in öentlichen Bibliotheken nachlesbar. Zu Ihren übrigen Fragen kann ich Ihnen
folgendes mitteilen: 
 
1. Ist die geplante Abwicklung der Nordstream2-Stiftung im Zeitplan und wird diese laut derzeitigem Stand – wie in der Erklärung
vom 17. Mai 2022 beschlossen - zum 30. September diesen Jahres liquidiert? 
 
Die Landesregierung hält am Ziel einer Auslösung der Sung Klima- und Umweltschutz Mecklenburg-Vorpommern fest. 
Zwischen der Landesregierung und dem Vorstand der Sung ist im Mai vereinbart worden, dass dieser zunächst den
Geschäsbetrieb der Sung auöst. Für diesen Schri  wurde Ende September als anzustrebender Termin ins Auge
genommen. Die Abwicklung des Geschäsbetriebs ist aber noch nicht vollständig erfolgt und die Teserung unabhängiger
Wirtschasprüfer steht noch aus. Sobald dies erfolgt ist, wird die Landesregierung die weiteren Schri e zur Auösung der
Stiftung einleiten. 
 
2. Konnte die Staatsregierung den Vorstand der Nordstream2-Stiftung zur Aufgabe der unhaltbaren Rechtsauffassung 
bewegen, die Nordstream2-S ung sei analog zu den von Art. 79 Abs. 3GG geschützten Grundgesetzar keln für die Ewigkeit
bestimmt und daher unabwickelbar? 
 
Mir ist keine Aussage des Stiftungsvorstands bekannt, in dem sich dieser auf Art 79 Abs 3 GG bezieht. Dass die Landesregierung 
und der Vorstand der Stiftung in dieser Frage unterschiedliche Rechtsauffassungen haben, ist lange bekannt. Die 
Landesregierung hat zur Klärung der rechtlichen Fragen ein Gutachten bei der Sungsrechtlerin Prof. Birgit Weitemeyer in
Aurag gegeben. Dieses kommt zu dem Ergebnis, dass die Sung auösbar und eine solche Auösung sogar geboten ist. Di
Landesregierung wird die in dem Gutachten aufgezeigten Wege zur Auösung der Sung nutzen. 
 
4. Stuft die Staatskanzlei MV den russischen Angriffskrieg und die etwa in Butscha begangenen, russischen Kriegsverbrechen als 
Staatsterrorismus ein? + 5. Studie Staatskanzlei MV den russischen Angriskrieg als solchen im Sinne von § 13 VStGB ein
und/oder einzelne von der Russischen Födera on begangenen Kriegsverbrechen- wie etwa in Butscha - als solche im Sinne der 
§§8 - 12 VStGB ein?
 
Die völkerrechtliche Bewertung von außenpolischen Vorgängen für die Bundesrepublik Deutschland obliegt der
Bundesregierung. Die Ministerpräsidenn hat in einem Interview mit dem ZDF die schrecklichen Ereignisse in Butscha als
„Kriegsverbrechen“ bezeichnet.  
 
7. Hält die Staatskanzlei an der noch vor einem Jahr geäußerten Posi on fest, die US-Sank onen gegen Nordstream2 würden vor
allem dem US-amerikanischen Interesse dienen durch (unkonventionelles) Fracking gewonnenes Erdgas nach Deutschland zu 
verkaufen und seien rein wirtschaftlicher Natur? 
 
Die Landesregierung hat im Februar 2022 die Entscheidung der Bundesregierung unterstützt, die Zerzierung für die
Ostseepipeline auszusetzen und die Erdgasleitung damit nicht in Betrieb zu nehmen. Wir haben erklärt, dass mit dem Wissen
von heute die Gründung der Sung Klima und Umweltschutz Mecklenburg-Vorpommern ein Fehler war. Die amerikanischen 
Sanktionsdrohungen des Jahres 2020 gegen deutsche Firmen, die sich an einem nach deutschen Recht rechtsstaatlich 
genehmigten und von der Bundesregierung unterstützten Projekt beteiligt haben, halten wir allerdings unabhängig von ihren
Moven weiterhin für falsch. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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Staatskanzlei Mecklenburg-Vorpommern 
Regierungssprecher 




